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Im Juni 2009 wählen die Bürgerinnen und Bürger der 27 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) für die kom-
menden fünf Jahre ein neues Europäisches Parlament. Aus 
diesem Anlass möchte der Verband Entwicklungspolitik 
deutscher Nichtregierungsorganisationen (VENRO) e. V.  
auf die zentralen entwicklungspolitischen Herausforderun-
gen hinweisen.

Das Gesicht der EU hat sich in den letzten Jah-
ren grundlegend verändert. Sie ist im Zuge der Ost- und  
Süderweiterung stark gewachsen. Die EU hat sich von einem 
Integrationsprojekt mehr und mehr zu einem Akteur mit 
globaler Verantwortung gewandelt. Aus zivilgesellschaft-
licher Sicht ist die Umsetzung des entwicklungspolitischen 
Kohärenzgebotes mehr denn je von herausragender Be-
deutung. Die EU und ihre Mitgliedstaaten stellen nicht nur 
über 50 Prozent der weltweiten offiziellen Entwicklungs-
hilfe zur Verfügung, sondern beeinflussen auch maßgeblich 
politische Entscheidungen in anderen Politikbereichen, wie 
in der Klimapolitik, der Handels- oder auch der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP). Diese Politikfelder entscheiden 
oft über Erfolg oder Misserfolg der Entwicklungspolitik 
und letztendlich darüber, ob die Millenniumsentwicklungs-
ziele (MDG) erreicht werden können. Gerade vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Finanzkrise und der Rezession der 
Weltwirtschaft dürfen entwicklungspolitische Anliegen 
nicht ins Hintertreffen geraten.

Ende 2009 wird eine neue Europäische Kommission 
vom Europäischen Parlament eingesetzt. Die Entwicklungs-
zusammenarbeit muss als ein eigenständiger und gleichbe-
rechtigter Politikbereich innerhalb der EU-Außenbezie-
hungen verankert bleiben. Dies kann nur erreicht werden, 
wenn es auch zukünftig ein Kommissionsmitglied für Ent-
wicklung gibt. 

Aber auch die qualitativen Ansprüche an die euro-
päische Entwicklungspolitik sind stark gestiegen. Im Zen-
trum stehen die Wirksamkeit von Entwicklungszusammen-
arbeit und die stärkere Orientierung auf die Partnerländer. 
Bis zum kommenden hochrangigen Forum in Peking im 
Jahr 2011 gilt es, mehr Transparenz, Rechenschaftslegung 
und Eigenverantwortung der Partnerländer umzusetzen. 
Die Rolle der nationalen Parlamente und der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen muss gestärkt werden. 

Im letzten Jahrzehnt hat sich das Verhältnis zwischen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und der Europäischen 

Kommission drastisch verschlechtert. Das Initiativrecht 
von zivilgesellschaftlichen Akteuren wurde eingeschränkt. 
Die Unterscheidung zwischen profitorientierten Akteuren 
und dem „non-profit“-Engagement der Zivilgesellschaft 
wurde zunehmend aufgeweicht. Mit der neuen Afrika-EU-
Partnerschaft und der „Accra Agenda for Action“ deutet 
sich nun zumindest in den politischen Vereinbarungen eine 
Kehrtwende an. Beide Dokumente verstehen die zivilge-
sellschaftlichen Organisationen  als eigenständige Akteure. 
Diese Kehrtwende muss nun in die politische Praxis um-
gesetzt werden und mit ausreichenden finanziellen Mitteln 
untermauert werden.

Im Folgenden stellen wir Ihnen zehn Bausteine vor, 
die zu einer wirkungsvollen europäischen Entwicklungs-
politik beitragen. Wir wünschen allen Leserinnen und  
Lesern eine anregende Lektüre!
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Armutsbekämpfung nachhaltig finanzieren

Die Wirtschafts- und Handelspolitik gerecht gestalten

  
Mit der 2006 vorgestellten EU-Handelsstrategie „Global 
Europe“ verfolgt die EU eine Politik, die darauf ausgerich-
tet ist, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der EU zu 
steigern. Die EU baut ihre bilateralen Handelsbeziehungen 
aus und versucht angesichts des Scheiterns der WTO-Ver-
handlungen auf diesem Wege, ihren Marktzugang für den 
Handel mit Gütern und Dienstleistungen international aus-
zuweiten. Im Zentrum der bilateralen Abkommen stehen 
Liberalisierungen des Dienstleistungssektors und des In-
vestitionsregimes, verschärfter Schutz geistiger Eigentums-
rechte, der Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse sowie 
das öffentliche Beschaffungswesen. Diese Politik bestimmte 
auch die Verhandlungen zu den Wirtschaftpartnerschafts-
abkommen (WPA) mit den AKP-Ländern, die eigentlich als 
Entwicklungsinstrumente konzipiert sein sollten. Für die 
Entwicklungsländer sind die Folgen dieser weitgehenden 
Liberalisierungen noch nicht absehbar. Es ist zu befürchten, 
dass sie dringend benötigte finanz- und handelspolitische 
Spielräume verlieren werden. Die Umsetzung des Men-
schenrechts auf Nahrung, die notwendige Gesundheits-ver-
sorgung, der Zugang zu Bildung sowie die Unterstützung 
lokaler Wirtschaftszweige und Industrien werden ohne die 
notwendigen Finanzmittel und Regulierungsinstrumente 
kaum möglich sein.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

Handelspolitische Entscheidungen der EU müssen demokra-1.	

tischer und transparenter gestaltet werden. Eine frühzeitige und 

stärkere Beteiligung des Europäischen Parlaments und der Zivil-

gesellschaft ist unabdingbar. Bei der Formulierung von Verhand-

Mit dem Konsens von Monterrey vom März 2002 und dem 
Abschlussdokument der UN-Konferenz zur Entwicklungs-
finanzierung in Doha im Dezember 2008 verpflichteten sich 
die Staaten, finanzielle Mittel für Entwicklung zu mobilisie-
ren und wirksamer einzusetzen. So sollten die weltweite  
Armut reduziert und die  internationalen Entwicklungsziele 
sichergestellt werden. Auf der Tagesordnung standen zudem 
systemische Fragen nach der grundlegenden Reform des in-
ternationalen Handels- und Finanzsystems, die angesichts 
der globalen Finanzkrise noch stärker an Relevanz gewon-
nen haben und zügig vorangetrieben werden müssen. 

Anlass zur Sorge gibt, dass viele EU-Mitgliedsstaaten 
ihrer Verpflichtung zur Steigerung der Entwicklungshilfe 
nicht oder nur unzureichend nachkommen, während den 
Entwicklungsländern gleichzeitig mehrere Hundert Milliar-
den Dollar pro Jahr durch Steuer- und Kapitalflucht, Geld-
wäsche und Korruption verloren gehen – ein Vielfaches der 
Mittel, die Entwicklungsländer derzeit aus der öffentlichen 
Entwicklungszusammenarbeit erhalten. 

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

Die EU muss sich auch weiterhin für die Umsetzung des verbind-1.	

lichen ODA-Stufenplans – 0,56 Prozent im Jahr 2010 und 0,7 Pro-

zent in 2015 – in den EU-Mitgliedsstaaten einsetzen. Dazu sollten 

alle  EU-Mitgliedstaaten nationale Umsetzungspläne verabschie-

den und ihre mittelfristigen Finanzplanungen entsprechend  

anpassen.

Die EU muss den schädlichen globalen Steuerwettbewerb be-2.	

enden, der das Steueraufkommen verringert und es Unterneh-

men und wohlhabenden Schichten in Süd und Nord ermöglicht, 

sich ihrer sozialen Verantwortung zu entziehen. Die EU sollte 

daher die in Doha vorgestellte Initiative für Finanztransparenz. 

„International Tax Compact“, umfassend unterstützen und ihre 

Mitgliedsstaaten auffordern, sich für die Gründung einer inter-

nationalen Steuerorganisation unter dem Dach der Vereinten 

Nationen einzusetzen.

Der illegale Abfluss von Kapital aus Entwicklungsländern durch 3.	

Geldwäsche, Transfer von Korruptionsgeldern sowie Steuer- und 

Kapitalflucht muss gestoppt werden. Die EU sollte sich daher 

für eine verbesserte Kooperation und einen automatischen In-

formationsaustausch ihrer Steuerbehörden, eine nach Ländern 

aufgeteilte, steuerliche Rechenschaftspflicht ihrer Unternehmen 

sowie für verbindliche Transparenzregeln zur Verhinderung von 

Kapital- und Steuerflucht einsetzen.

Die EU sollte den Auf- und Ausbau des Finanz- und Steuerwesens 4.	

in Entwicklungsländern weiter fördern. Dabei muss das Prinzip 

der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit gelten. 

Der Ausbau effizienter Finanz- und Steuerverwaltungen sollte 

ebenso gestärkt werden wie speziell auf einkommensschwache 

Bevölkerungsgruppen zugeschnittene Mikrofinanzinstitutionen 

in Entwicklungsländern.

Die EU überarbeitet ihre Kriterien für Schuldennachhaltigkeit da-5.	

hingehend, dass die Finanzierung von Entwicklung und Armuts-

bekämpfung für arme Länder Vorrang vor dem Schuldendienst 

erhält. Sie fordert die Mitgliedsstaaten zudem auf, Schulden 

der Entwicklungsländer im dafür nötigen Umfang zu erlassen, 

ohne dass diesen dabei wirtschaftliche Konditionalitäten aufer-

legt werden. Das internationale Schuldenmanagement sollte auf  

einem fairen und transparenten Schiedsverfahren aufbauen. Die 

EU sollte sich in internationalen Verhandlungen aktiv für ein der-

artiges Staateninsolvenzregime einsetzen. Schließlich sollten zur 

Vermeidung künftiger illegitimer Verschuldung Rechtsstandards 

für verantwortliche Finanzierung entwickelt werden.

Armutsbekämpfung nachhaltig finanzieren
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Die Wirtschafts- und Handelspolitik gerecht gestalten

lungsmandat und -strategie müssen entwicklungspolitische, 

ökologische und menschenrechtliche Kriterien berücksichtigt 

und befolgt werden. Bei Verhandlungen, die direkt Entwick-

lungsländer betreffen, sollte die Generaldirektion Entwicklung 

der Europäischen Kommission in allen Verhandlungsstufen be-

teiligt werden. 

Mit Blick auf das Stocken der Doha-Runde sollte sich das Euro-2.	

päische Parlament für eine Neuorientierung des multilateralen 

Handelssystems einsetzen. Erste Schritte müssen die grundle-

gende Reform von entwicklungspolitisch problematischen Ab-

kommen, wie dem zum Schutz geistiger Eigentumsrechte, und 

eine effektive Neudefinition der Vorzugsbehandlung für Ent-

wicklungsländer bilden.

Das Europäische Parlament sollte sich dafür einsetzen, die WPA 3.	

so zu gestalten, dass sie die regionale Integration tatsächlich 

fördern. Dabei darf eine Erweiterung auf neue Themen nicht 

Bedingung sein, und Bestimmungen in den bestehenden Inter-

imsabkommen, die den Politikspielraum der AKP-Länder stark 

einschränken, müssen zurück genommen werden.

Entwicklungsländer müssen ihre Märkte vor überlegener aus-4.	

ländischer Konkurrenz schützen und so den Aufbau junger In-

dustrien unterstützen können. Die EU darf Entwicklungsländern 

nicht die wirtschaftspolitischen Instrumente verweigern, die  

viele europäische Staaten selbst zu ihrer Industrialisierung ge-

nutzt haben. 



 

  Die hohe Zahl der weltweit Hungernden ist in den letz-
ten Jahren noch angestiegen. Die EU engagiert sich bei 
weitem nicht genug bei der Überwindung des Hungers. 
Sie ordnet ihre anderen Politiken nicht diesem Ziel unter 
und trägt somit in gewisser Weise eine Mitverantwortung 
für diesen skandalösen Zustand. Als weltweit größter Ex-
porteur von Lebensmitteln drängt sie beispielsweise in 
der Handelspolitik weiter auf eine unmittelbare Markt-
öffnung in den Entwicklungsländern für subventionierte  
Agrarprodukte wie Milch oder Schweinefleisch. Kleinbau-
ern in Entwicklungsländern sind dadurch schutzlos der bil-
ligen Konkurrenz aus Europa ausgeliefert. Bei der Reform 
der Agrarpolitik wird die seit Jahren geforderte Abschaf-
fung der Exportsubventionen nicht konsequent angegangen 
und der notwendige Umbau des Subventionssystems unter-
lassen. Bemühungen der Entwicklungsländer, ihre lokale, 
kleinbäuerliche Landwirtschaft zu fördern und die Ernäh-
rung ihrer Bevölkerung sicherzustellen, werden so immer 
wieder untergraben. Die derzeitigen Verhandlungen zu den 
europäischen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) 
zeigen vor allem in Bezug auf Afrika, dass wirtschaftliche 
Interessen der EU Vorrang vor der Hunger- und Armutsbe-
kämpfung haben: Die von der EU geforderte Liberalisierung 
der Märkte und des Handels kommt vor allem Investoren 
der EU-Länder zugute und trägt kaum zur Armutsbekämp-
fung in den Entwicklungsländern bei. 

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

Im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik ist ein konsequenter 1.	

Umbau des Agrarsubventionssystems nach ökologischen und so-

zialen Kriterien nötig. Zudem ist die Entscheidung des Agrarmi-

nisterrats zur Abschaffung der Exportsubventionen unabhängig 

von den Verhandlungen der Welthandelsorganisation (WTO) 

herbeizuführen. 

Im Bereich der EU-Handelspolitik müssen alle notwendigen 2.	

politischen Spielräume für Entwicklungsländer bereitgestellt 

werden, damit sie die Ernährung der Bevölkerung nachhaltig 

sicherstellen können. Die Verhandlungen der WPA dürfen die 

nachhaltige Hungerbekämpfung und damit die Verwirklichung 

des Menschenrechts auf Nahrung nicht behindern. 

Erforderlich ist eine Erhöhung der Mittel für Entwicklungszusam-3.	

menarbeit zur Förderung einer nachhaltigen kleinbäuerlichen 

Nahrungsmittelproduktion. 

Die europäische Agrarkraftstoffpolitik muss umgestaltet wer-4.	

den. Biomasse-Importe aus Entwicklungsländern müssen an eine 

armutsreduzierende Förderung kleinbäuerlicher Landwirtschaft 

in Entwicklungsländern anknüpfen. 

Erforderlich sind auch eine andere Agrarpolitik in den Entwick-5.	

lungsländern und weitaus höhere Investitionen in ländliche 

Entwicklung und landwirtschaftliche Produktion. Hier sind ins-

besondere Kleinkredite, Beratungsdienste, Investitionen in Ver-

kehrsinfrastruktur und Bewässerung zu nennen. 

Eine verantwortungsvolle Nahrungsmittel-  
und Agrarpolitik umsetzen
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Eine verantwortungsvolle Nahrungsmittel- und Agrarpolitik umsetzen

Von Accra nach Peking:  
Demokratische  
Eigenverantwortung stärken

Die Europäische Union hat die Paris-Erklärung über die 
Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit und die 
„Accra Agenda for Action“ führend mitgestaltet und den 
dort festgeschriebenen Prinzipien zugestimmt. Mehr 
Transparenz, bessere Rechenschaft und mehr Eigenverant-
wortung der Partnerländer, Stärkung der Rolle der nationa-
len Parlamente und zivilgesellschaftlicher Organisationen 
sind wichtige Elemente zur Steigerung der Wirksamkeit der 
Entwicklungshilfe, die in der „Accra Agenda for Action“ 
verstärkt wurden, nun aber verbindlich in die Praxis um-
gesetzt werden müssen. In Accra wurde festgestellt, dass es 
Fortschritte gibt, die jedoch zu langsam sind. Die EU muss 
daher ihre Bemühungen verstärken und beschleunigen, um 
die Millenniumsentwicklungsziele (MDG) zu erreichen. 
Die nächste hochrangige Konferenz zur Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit findet 2010 in Peking statt.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament 

Die EU verzichtet zukünftig auf wirtschaftspolitische Konditiona-1.	

litäten, wie Liberalisierungs- und Privatisierungsdruck im Zusam-

menhang mit Entwicklungshilfe, und schließt auf der Grundlage 

lokal zu definierender Kriterien mit Partnerländern vertragliche 

Vereinbarungen mit gegenseitiger Rechenschaftspflicht ab. Sie 

hebt die Lieferbindungen ihrer Entwicklungshilfe auf und re-

formiert die Entwicklungszusammenarbeit so, dass sie bedarfs- 

orientiert und an nationalen Strategien ausgerichtet ist. 

Zur Verbesserung von Rechenschaft und Transparenz stellt die 2.	

EU sicher, dass in regionalen, nationalen und lokalen Entwick-

lungsplänen und -prozessen die Stimmen der betroffenen Be-

völkerungen beziehungsweise ihrer mandatierten Vertreter und 

ihre Anliegen vorrangig berücksichtigt werden. 

Die Eigenverantwortung der Entwicklungsländer muss durch die 3.	

stärkere Einbeziehung der Parlamente und der Zivilgesellschaft 

in die Ausarbeitung von Armutsbekämpfungs- und Sektorstra-

tegien sowie in die Umsetzung und Überprüfung von Hilfs-

maßnahmen vertieft werden. Dies gilt auch für den Prozess der 

Rechenschaftslegung von Geber- und Empfängerregierungen. 

Zwar verpflichten sich europäische Hilfsprogramme zum Teil in 

unterschiedlichster Weise zur Unterstützung von nichtstaatli-

chen Akteuren, doch weniger als die Hälfte von ihnen werden 

tatsächlich von spezifischen finanziellen Zuwendungen begleitet.  

Neben Deutschland und anderen Mitgliedsstaaten sollte auch 

die EU Mechanismen entwickeln und stärker finanzielle Unter-

stützung gewähren, damit die Zivilgesellschaft eine starke und 

nachhaltige Rolle bei der Überwachung und Rechenschaftsle-

gung der EU-Hilfen spielen kann. 

Die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten setzen das 4.	

verbindliche Instrument zur Entwicklungszusammenarbeit (DCI) 

hinsichtlich der 20 Prozent- Finanzierungsquote für soziale Sek-

toren wie Bildung und Gesundheit um – unter anderem durch 

einen angemessenen Mix an Finanzierungsinstrumenten. 

Die Gewährung von Budgethilfe in Höhe von 50 Prozent ihrer 5.	

Finanzhilfen in die Staatshaushalte der Empfängerländer fordert 

von der Europäischen Kommission zukünftig stärker die Einhal-

tung ihrer eigenen Vorgaben zu guter Regierungsführung, bei-

spielsweise hinsichtlich der Partizipation der Zivilgesellschaft 

oder der Berücksichtigung von Genderaspekten. Die Unterstüt-

zung der Staatshaushalte kann die Eigenverantwortung der 

Länder erhöhen und die Koordination der Entwicklungszusam-

menarbeit mit den Länderprioritäten verbessern. Zentral für die 

Wirksamkeit der Armutsbekämpfung ist jedoch ein Umfeld, das 

diesem Ziel dienlich ist. Deshalb warnen wir nachdrücklich vor 

einer Überschätzung der Budgethilfe durch die EU. 

Die Wirkungsmessung sollte sich nicht allein an Wirtschaftsindi-6.	

katoren orientieren, wie der Steigerung des Bruttonationalein-

kommens (BNE) oder der Anzahl erbauter Schulen und Kranken-

häuser, sondern auch daran, ob sich das Leben von Menschen 

– etwa in marginalen Gebieten – tatsächlich verbessert hat. 

Die Europäische Kommission legt großen Wert auf die Bereit-7.	

schaft und Fähigkeit zu verantwortungsvollem politischen Han-

deln in Afrika. Deshalb sollte der Mangel an demokratischer 

Kontrolle über die europäischen Entwicklungsprogramme in 

Afrika endgültig behoben und die Kontrolle über diese langfris-

tigen Mehrjahrespläne durch das Europäische Parlament sicher-

gestellt werden. Es ist nicht hinnehmbar, dass für Afrika diese 

Kontrolle nicht existiert, während dies für Asien, Lateinamerika 

und die benachbarten Regionen seit langem üblich ist.

VENRO-Positionspapier – Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 

Von Accra nach Peking: Demokratische Eigenverantwortung stärken
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Einkaufsmacht der Supermarkt-Ketten angehen

Für eine menschenwürdige Arbeit eintreten
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Für eine menschenwürdige Arbeit eintreten

Überall in der EU wird der Einzelhandel zunehmend von 
einer immer kleiner werdenden Anzahl von Supermarkt-
ketten dominiert. Die Supermarktketten haben ihre Markt-
macht in den vergangenen Jahren erheblich ausgebaut. In 
Deutschland gab es 1999 noch acht große Supermarktket-
ten, die gemeinsam über einen Marktanteil von 70 Prozent 
verfügten. Heute beherrschen die fünf größten Supermarkt-
ketten rund 90 Prozent des Marktes. Je höher der Marktan-
teil der verbleibenden Supermarktketten, umso mehr wird 
die Marktkonzentration beim Wareneinkauf verschärft. Als 
Folge nehmen die Abhängigkeit der Lieferanten und Erzeu-
ger sowie unfaire Einkaufspraktiken zu. Den Lieferanten 
bleibt häufig nichts anderes übrig, als die Preis-, Qualitäts- 
und Liefervorgaben des Einzelhandels zu akzeptieren.

Der Einkauf moderner Supermarktketten macht 
nicht an den nationalen Grenzen Halt. Da die missbräuch-
lichen Beschaffungs- und Einkaufspraktiken für gewöhnlich 
im „Heimatland“ der Supermarktketten festgelegt werden, 
ist es für die produzierenden Länder und für zivilgesell-
schaftliche Organisationen schwer, das Problem anzugehen. 
In der EU gibt es bislang keine Gesetzgebung, die sich mit 
dem Missbrauch der Einkaufsmacht von Supermarktketten 
befasst.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament: 

Die EU sollte die Auswirkungen der steigenden Marktkonzen-1.	

tration und der Einkaufsmacht der europäischen Supermarkt-

ketten auf Kleinunternehmen, Zulieferer, Erzeuger, Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer sowie Verbraucher untersuchen 

und bewerten.

Die EU sollte geeignete Maßnahmen (einschließlich Regulie-2.	

rung) vorschlagen, um Verbraucher, Arbeitnehmerinnen und 

Arbeiternehmer sowie Zulieferer vor jeglichem Missbrauch der 

Einkaufsmacht oder im Zuge der Untersuchung festgestellten 

nachteiligen, Auswirkungen zu schützen.

Die EU sollte verbindliche Regeln zur Einhaltung sozialer Men-3.	

schenrechte und ökologischer Standards in der gesamten Liefer-

kette für Unternehmen einführen und deren Einhaltung bis in 

die Entwicklungs- und Schwellenländer sicherstellen.

Nach Angaben der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion (ILO) erzielten im Jahr 2005 535 Millionen arbeiten-
de Menschen ein Einkommen von weniger als zwei US-
Dollar pro Tag. Viele Menschen – zum überwiegenden Teil  
Frauen – sind gezwungen, ihren Lebensunterhalt in der 
informellen Wirtschaft zu verdienen, wo sie weder Sozial-
schutz noch Rechte haben. Gleichzeitig lagern Unterneh-
men Aktivitäten aus, um Löhne nach unten zu treiben und 
Arbeitnehmerrechte einzuschränken. 1999 verabschiedete 
die ILO die „Agenda für menschenwürdige Arbeit“ („De-
cent Work Agenda“). Im Januar 2008 wurde die "Schaffung 
menschenwürdiger Arbeit" als Unterziel in die MDG auf-
genommen. Die EU hat zur Unterstützung und konkreten 
Umsetzung der „Decent Work Agenda“ aufgerufen. Diese 
ist zum politischen Referenzrahmen für die Durchsetzung 
menschenwürdiger Arbeit weltweit geworden.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

In ihren internationalen Beziehungen müssen die acht ILO- 1.	

Kernarbeitsübereinkommen, insbesondere die zu Vereinigungs-

freiheit und Kollektivverhandlungen, besser eingehalten wer-

den. Die Aufnahme dieser Arbeitsnormen in nationales Recht 

sollte gefördert und ihre Durchführung gewährleistet werden. 

Die EU sollte menschenwürdige Löhne und Sozialschutz für alle 

fördern sowie menschenwürdige Arbeitsplätze schaffen und 

schützen.

Die EU sollte in ihre Verpflichtung zur unternehmerischen Ver-2.	

antwortung Klauseln über Arbeitsrechte aufnehmen, die sich auf 

die Leitprinzipien der OECD in Bezug auf multinationale Unter-

nehmen und auf die dreigliedrige Erklärung der ILO über multi-

nationale Unternehmen und die Sozialpolitik stützen, zu deren 

Einhaltung Unternehmen in der EU verpflichtet sind.

Die EU sollte ihr Beschaffungs- und Ausschreibungsverfahren 3.	

nach menschenrechtlichen, sozialen und ökologischen Kriterien 

wie den ILO-Kernarbeitsnormen im Sinne der EU-Richtlinien zur 

öffentlichen Auftragsvergabe, konsequent ausrichten und dies 

in einem unabhängigen Monitoringverfahren regelmäßig über-

prüfen.

Die EU sollte Ressourcen für den Aufbau und die Ausweitung 4.	

von Sozialschutzsystemen bereitstellen und institutionelle  

Kapazitäten zur Durchführung der Arbeitsübereinkommen  

schaffen. Gewerkschaften und andere zivilgesellschaftliche  

Akteure sollten an der effektiven Überwachung ihrer Ein- 

haltung durch öffentliche und private Institutionen und Arbeit-

geber beteiligt werden.
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Die Potenziale von Migration nutzen

Eine gerechte Klimapolitik kann wesentlich zur Reduzie-
rung der weltweiten Armut beitragen. Die Industrielän-
der sind Hauptverursacher des Klimawandels, die ärmsten 
Bevölkerungsgruppen aber leiden am stärksten unter den 
Folgen. Aus diesem Grund ist es Pflicht der Industrielän-
der, bei der Reduktion von Emissionen und bei der Finan-
zierung der globalen Klimapolitik voranzugehen. Die EU 
sollte gewährleisten, dass besonders verletzliche Bevöl-
kerungen nicht die Kosten der Anpassung an den Klima-
wandel zu tragen haben und die Entwicklungsländer bei 
einer emissionsarmen Entwicklung unterstützt werden. 
Dies sollten zentrale Leitprinzipien für ein neues UN- 
Klima-Abkommen sein.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

Um einen gefährlichen Klimawandel zu vermeiden, muss die EU 1.	

die CO2-Emissionen in ihren Ländern insgesamt gegenüber dem 

Niveau von 1990 bis 2020 um mindestens 30 Prozent und bis 

2050 um mindestens 80 Prozent verringern. 

Die europäische Entwicklung muss an einem nachhaltigeren 2.	

Entwicklungsmodell mit geringerem CO2-Ausstoß ausgerichtet 

werden, das auf einer effizienteren Nutzung von Energie und 

den erneuerbaren Energien basiert. Dies erfordert zudem eine 

tiefgreifende Veränderung der Verbrauchsmuster in der EU. Um 

diesen Wandel zu fördern, müssen die globalen Bildungsansätze 

zu nachhaltigem Energieverbrauch verbessert werden.

Die Ausbreitung klimafreundlicher Technologien spielt eine ent-3.	

scheidende Rolle für den globalen Klimaschutz und sollte durch 

die EU gezielt mit zusätzlichen Finanzen, Technologiekoopera-

tionen und Bildung von Know-how unterstützt werden. Sie sollte 

sich für sinnvolle Politikreformen einsetzen, beispielsweise im 

Bereich des internationalen Patentrechts.

Für die Anpassung an den Klimawandel müssen ausreichend 4.	

Mittel zur Verfügung gestellt werden. Diese liegen in mindes-

tens dreistelliger Milliardenhöhe. Die Mittel sind zusätzlich zur 

ODA als Zuschüsse aufzubringen, da es sich um Kompensations-

zahlungen für zugefügte Schäden, nicht aber um die klassische 

ODA handelt. Wenn diese in die ODA eingerechnet werden 

sollen, müssen diese Mittel zusätzlich zum 0,7-Prozent-Ziel er-

bracht werden. Das Parlament sollte sich intensiv für die umge-

hende Einführung von zusätzlichen Finanzierungsinstrumenten 

unter Einbezug des internationalen Flug- und Schiffsverkehrs  

einsetzen.

Es ist sicherzustellen, dass diese Mittel für die Anpassung an 5.	

den Klimawandel insbesondere den ärmsten und anfälligsten 

Bevölkerungsgruppen zugute kommen. Die Mittelvergabe muss 

für die Betroffenen transparent und nachvollziehbar sein. Be-

nachteiligte Menschen und zivilgesellschaftliche Organisationen 

müssen an der Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur 

Anpassung an den Klimawandel beteiligt werden.

Eine gerechte Klimapolitik fördern
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Eine gerechte Klimapolitik fördern

Mitte Oktober 2008 haben die EU-Staats- und Regierungs-
chefs dem Europäischen Pakt zu Einwanderung und Asyl 
(Europäischer Migrationspakt) ihre Unterstützung zuge-
sagt. Dieser Pakt soll die Bemühungen einzelner Mitglieds-
staaten um ein gemeinsames Vorgehen in Bezug auf legale 
und illegale Migration zusammenführen und vereinheit-
lichen. Legale Einwanderung soll von benötigten Qualifi-
kationen und Aufnahmekapazitäten der Staaten abhängen. 
Gegen illegale Migration soll verstärkt vorgegangen wer-
den. Des Weiteren werden Sammelrückführungen, stren-
gere Abkommen zur Rücknahme von Migranten und die 
Bekämpfung von Menschenhandel empfohlen. Die Grenz-
schutzagentur FRONTEX verstärkt zudem die Kontrollen 
an den EU-Außengrenzen.

Dieser Politikansatz ist in zweierlei Hinsicht pro-
blematisch. Zum einen werden durch diese Politik der Ab-
schottung die negativen Aspekte von Migration betont und 
ein Bedrohungsszenario in der Öffentlichkeit gezeichnet, 
das nicht real ist. Immerhin wird der Anteil an Migranten 
an der Weltbevölkerung für die letzten 40 Jahre mit 2,5 bis 
drei Prozent als nahezu konstant geschätzt.1 Zum anderen 
kann die Abwerbung von Fachkräften einen schwerwiegen-
den, entwicklungshemmenden Ressourcenverlust für Ent-
wicklungsländer bedeuten.

Unsere Erwartung an das Europäische Parlament

Migration ist kein neues, sondern ein natürliches Phänomen. Die 1.	

Politik sollte die positiven Aspekte und Chancen für Herkunfts- 

und Zielländer in der Öffentlichkeit herausstellen.

Die unterschiedlichen, mit Migration befassten Politikbereiche 2.	

(einschließlich Entwicklung, Beschäftigung und Soziales, Bildung 

und Sicherheit) sollen besser aufeinander abgestimmt und koor-

diniert werden. Die Migrationspolitik ist nicht geeignet, in den 

Dienst einer defensiven EU-Sicherheitspolitik gestellt zu wer-

den. Ebenso darf die Entwicklungszusammenarbeit nicht an die 

Rücknahme von Migranten gekoppelt werden. Die EU soll auch 

sicherstellen, dass bei Entscheidungen zu Migrationsfragen die 

Position der Migranten berücksichtigt wird.

Bis heute stellt die Genfer Flüchtlingskonvention das zentrale 3.	

völkerrechtliche Schutzinstrument bezüglich Flucht und Asyl dar.  

Dieser Schutz für Flüchtlinge und Asylsuchende muss als  

humanitäre Verpflichtung der EU aufrecht erhalten und gestärkt 

werden. 

Alle Migrantinnen und Migranten sollen gleich behandelt wer-4.	

den, unabhängig davon, aus welchem Herkunftsland sie kom-

men. Es darf keine selektiven Einwanderungsförderungen durch 

die EU geben.

Die Entwicklungsländer können auf ihre am besten qualifizierten 5.	

Kräfte nicht verzichten. Die Politik der EU darf die Rechte der Be-

troffenen auf Freizügigkeit nicht einschränken. Sie sollte jedoch 

vermeiden, eine Abwanderung von Fachkräften zu fördern, vor 

allem in den Bereichen Gesundheit und Bildung. EU-Initiativen, 

wie der Vorschlag für eine „Blue-Card “, sollen in engem Dialog 

mit den betreffenden Entwicklungsländern und insbesondere 

mit Organisationen der Zivilgesellschaft entwickelt werden. 

Der Umfang der Transfers von Migranten in ihre Herkunfts- 6.	

länder übersteigt mittlerweile den der öffentlichen Entwick-

lungshilfe aller EU-Mitglieder. Die EU muss anerkennen, dass 

diese Gelder grundsätzlich privater Natur sind und vor staat-

lichem Zugriff geschützt werden müssen. Sie dürfen weder auf 

Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit angerechnet noch 

besteuert werden. Wegen der teilweise hohen Gebühren für 

die internationale Überweisung kleiner Summen, die das legale 

Bankensystem erhebt, transferieren Migranten häufig Geld über 

informelle, unsichere und unzuverlässige Kanäle. Zudem gibt es 

große Unterschiede der Transferkosten sowohl zwischen den 

Ländern als auch innerhalb der Länder.2 Die EU soll dafür Sor-

ge tragen, dass die formellen Kanäle für Geldtransfers transpa-

renter werden. 

Vgl. International Organization for Migration (IOM): 1.	
World Migration Report 2005. Genf, 2005, S. 379.
Vgl. Ambrosius, Christian u.a.: Geldsendungen von Mi-2.	
granten – „Manna“ für die wirtschaftliche Entwicklung?  
In: Leibniz Institut für globale und regionale Studien 
(Hrsg.): GIGA Focus. Nr. 10/2008, Hamburg, 2008, S. 6.
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Im Jahr 2009 steht eine Reform des EU-Haushalts an. Der 
Reformbedarf ist im Bereich Außenbeziehungen dringend, 
da diese mit den bisherigen sechs verschiedenen Institu-
tionen fragmentiert und inkohärent sind: die vier General-
direktionen Relex, Entwicklung, Erweiterung und Handel 
sowie die beiden Umsetzungsagenturen ECHO für die Hu-
manitäre Hilfe und EuropeAid für die Entwicklungspolitik. 
Eine strategische Gesamtausrichtung fehlt genauso wie eine 
bessere Verzahnung zwischen Politik und praktischer Um-
setzung. Der Europäische Konsens zur Entwicklungspolitik 
von 2005 legt die Beseitigung der Armut als oberstes Ziel der 
europäischen Entwicklungspolitik fest und bestimmt, dass 
die Außenangelegenheiten der EU mit diesem Ziel überein-
stimmen müssen. Eine institutionelle Reform des Haushalts 
muss diesem überwölbenden Ziel Rechnung tragen.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

Die Entwicklungszusammenarbeit muss als ein eigenständiger und  1.	

gleichberechtigter Politikbereich innerhalb der EU-Außenbezie-

hungen verankert bleiben. Dies kann nur erreicht werden, wenn 

es auch zukünftig ein Kommissionsmitglied für Entwicklung gibt. 

Um die Diskrepanz zwischen Politik und Umsetzung in der ak-

tuellen Struktur zu beseitigen, sollte dieses kommissarisch nicht 

nur bei der Ausarbeitung und Finanzierung, sondern auch bei der 

Umsetzung der Entwicklungspolitik ein Mitspracherecht haben.

Es muss Kohärenz zwischen den verschiedenen Ausgabetiteln 2.	

hergestellt werden. Das heißt, dass Mittel, die beispielsweise für 

die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) verausgabt werden, nicht 

die Ausgaben für Entwicklungspolitik neutralisieren dürfen.

Mittel für Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre Hilfe, Kon-3.	

fliktprävention und Menschenrechte dürfen für den Schutz der 

europäischen Außengrenzen, Terrorismusbekämpfung oder mi-

litärische Operationen nicht zweckentfremdet werden.

Der Europäische Entwicklungsfonds sollte in den Haushalt inte-4.	

griert werden, um eine parlamentarische Kontrolle zu gewähr-

leisten und mehr Kohärenz zwischen den Finanzinstrumenten 

herzustellen.

Der Haushalt sollte den Prinzipien der Transparenz und Rechen-5.	

schaftspflicht folgen.

Mit einem Anteil von 70 Prozent trifft Armut weltweit mehr 
Frauen als Männer. Die Umsetzung von Geschlechterge-
rechtigkeit ist deshalb ein eigenständiges Entwicklungsziel 
und gleichzeitig die Basis für eine wirksame Bekämpfung 
der weltweiten Armut. Im Europäischen Konsens über die 
Entwicklungspolitik (2005), in der Strategie der EU zur 
„Gleichstellung der Geschlechter und Teilhabe von Frau-
en in der Entwicklungszusammenarbeit“ (2007) und der 
Gemeinsamen Afrika-EU-Strategie (2007) hat die EU Ge-
schlechtergerechtigkeit als politisches Ziel anerkannt. Diese 
Verpflichtung muss sie systematisch in die Praxis umset-
zen, um internationale Entwicklungsziele, wie die Millen-
niumsentwicklungsziele (MDG), zu verwirklichen und Ge-
schlechtergerechtigkeit durchzusetzen.

Unsere Erwartungen an das Europäische Parlament:

Die Länderprogramme und die Strukturpolitik der EU müssen 1.	

stärker als bisher an den Zielen der Geschlechtergerechtigkeit 

und der Bekämpfung von Frauenarmut, insbesondere im ländli-

chen Raum, ausgerichtet sein. Zentrale Voraussetzung dafür ist, 

dass regionale Infrastrukturmaßnahmen geschlechtsspezifische 

Bedürfnisse berücksichtigen und Frauen als Zielgruppe einbe-

ziehen. Um der spezifischen Situation von Frauen gerecht zu 

werden, muss neben dem Grundsatz des Gender-Mainstreaming 

auch die Frauenförderung durchgesetzt und in Zahlen sichtbar 

gemacht werden. 

Die Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit erfordert eine an-2.	

gemessene Beteiligung und Finanzierung lokaler Frauenrechts-

organisationen. Die EU ist daher gefordert, den Auf- und Aus-

bau zivilgesellschaftlicher Frauen- und Genderorganisationen zu 

unterstützen, damit die Interessen und Bedürfnisse von Frauen 

in der nationalen Entwicklungsplanung besser durchgesetzt  

werden können. 

Gewalt gegen Frauen ist eine Menschenrechtsverletzung, die 3.	

auch im Rahmen der europäischen Entwicklungszusammen- 

arbeit bekämpft werden muss. Dies gilt insbesondere für jeg-

liche Form sexueller Kriegsgewalt. Die Europäische Union muss 

sich daher im Sinne der UN-Resolutionen 1325 und 1820 gegen 

sexualisierte Gewalt und für eine aktive Rolle von Frauen bei 

der Konfliktprävention, -lösung und Friedenskonsolidierung  

einsetzen. 

Die HIV/Aids Programme der EU müssen stärker auf die Bedürf-4.	

nisse von Frauen ausgerichtet werden. Hierzu ist die EU aufge-

fordert, mehr in Präventionsprogramme zu investieren und ins-

besondere Verhütungsmaßnahmen zu fördern, die von Frauen 

kontrolliert werden können, wie Mikrobizide und Frauenkon-

dome. Außerdem fordern wir die EU auf, verstärkt Notfall- 

Geburtshilfe und medizinische Betreuung während der Geburt 

zu fördern, um den Zugang von Frauen zu sexueller und repro-

duktiver Gesundheit zu gewährleisten. 

Zur Förderung der Geschlechtergerechtigkeit auf allen Ebenen 5.	

– von der Politikformulierung bis zur Umsetzung – muss die 

EU außerdem ihre politischen Verpflichtungen mit adäquaten  

finanziellen und personellen Ressourcen untermauern. Um eine 

gerechtere Ressourcenverteilung zu erreichen, muss dies mit  

einer staatlichen Rechenschaftspflicht über die geschlechtsspezi-

fischen Auswirkungen von Einnahmen und Ausgaben („Gender 

Budgeting“) verbunden werden. Durch die Bereitstellung umfas-

sender, nach Geschlecht aufgeschlüsselter Daten und gender-

sensibler Indikatoren sollen Mechanismen für die Überwachung 

der Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit und die bessere 

Rechenschaftslegung gestärkt werden.

Die EU sollte den politischen Dialog mit staatlichen Gleichstel-6.	

lungsstrukturen und Organisationen, die für die Rechte von 

Frauen eintreten, verstärken. Nur so kann sicher gestellt werden, 

dass Fachministerien, andere staatliche Stellen und Parlamente 

die Förderung der Geschlechtergerechtigkeit sowie die Teilha-

be von Frauen und Mädchen bei der nationalen Entwicklungs-

planung und bei den Haushaltsmittelzuweisungen ausreichend 

berücksichtigen. Verbunden werden muss dies mit der Stärkung 

und dem Kapazitätsaufbau lokaler Frauenrechtsorganisationen.

Im Kontext der Harmonisierung von Geberleistungen ist die 7.	

EU aufgefordert, die Bedeutung der Arbeitsteilung für die  

Geschlechtergerechtigkeit transparent zu machen und mit 

klaren Zuständigkeiten für die Geschlechtergerechtigkeit zu  

verbinden.
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Geschlechtergerechtigkeit fördern EU-Haushaltsreform muss der  
Armutsbekämpfung Rechnung tragen
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